
Corona-Protestler als Hetzer angeklagt
Ein Horn-Bad Meinberger muss sich bald mit zwei weiteren Angeklagten in Fritzlar wegen

rechter Volksverhetzung vor Gericht verantworten. In OWL mischt er bei Demos gegen die Coronapolitik mit.

Martin Krause

¥ Detmold/Kassel. Verwirrte
und Verärgerte, Querdenker
und Neonazis protestieren seit
Monaten gegen Lockdown und
Maskenpflicht. Die Corona-
Pandemie und die Maßnah-
men zu ihrer Eindämmung ha-
ben sie zusammengebracht. Sie
marschierten bei Groß-
demonstrationen in Berlin, bei
kleineren Demos in Bielefeld
und Paderborn oder bei
„Mahnwachen“ in Detmold,
Bad Driburg und andernorts.

Groß ist die Furcht, dass
Rechtsextreme die Proteste
gegen die Coronapolitik nut-
zen, um Anhänger für ihre
staats- und fremdenfeindli-
chen Positionen zu gewinnen.
Das antifaschistische „Recher-
che-Kollektiv OWL“ beobach-
tet die Proteste seit Monaten
und berichtet auf Twitter über
die Demo-Teilnahme szene-
bekannter Rechtsextremer.
Eine wichtige Figur sei dabei et-
wa der Horn-Bad Meinberger
Burkhart W., ein Antiquar und
Kleinverleger, der zum Bei-
spiel bei der Anti-Corona-De-
mo am 5. September in Pa-
derborn und bei einer Anti-
Lockdown-Mahnwache am 7.
Juni in Bad Driburg gesehen
wurde. Wer ist W.?

Er ist einer von drei Publi-
zisten, die von der Staatsan-
waltschaft Kassel im Novem-
ber 2018 wegen des Verdachts
der Volksverhetzung beim
Amtsgericht Fritzlar angeklagt
wurden. In dem Verfahren
werden ihnen die Inhalte des
Taschenkalenders „Mars Ul-
tor 2016“ zur Last gelegt. Der
Jahresplaner beinhaltet nach
Überzeugung der Staatsanwäl-
te Passagen, die „zum Hass
gegen Teile der Bevölkerung
aufstacheln und die Men-
schenwürde von Personen und
Personengruppen durch bös-
williges Verächtlichmachen
angreifen“.

Die Ermittler fanden Be-
denkliches in dem Kalender. So
werde unter der Überschrift
„Die Ausrottung der Deut-
schen“ der dem US-Rassen-
theoretiker Earnest Hooton
zugeschriebene „Hooton-
Plan“ von 1943 erläutert, so ein
Sprecher der Staatsanwalt-
schaft. Zum Zwecke der „bio-
logischen ’Umzüchtung’ und
Umvolkung zur [...] Unter-
werfung“ der Deutschen emp-
fahlHootondemnach,„dieGe-
burtenzahl der Deutschen zu
reduzieren sowie die Ansied-
lung von Fremdrassigen in
Deutschland zu fördern.“

Hierbei handelt es sich nach
Auffassung der Staatsanwälte
um eine „zu Fremdenhass auf-
stachelnde Terminologie und
verschwörungstheoretische
Ideologie“. Die Frankfurter
Rundschau schrieb, das Buch
rufe zum „Rachefeldzug gegen
die angeblich durch Massen-
einwanderung und Multikul-
turalismus angestrebte ’Aus-
rottung der Deutschen’“ auf.

NS-Gewaltherrschaft
gebilligt und
gerechtfertigt

Die nationalsozialistische
Gewaltherrschaft werde gebil-
ligt und gerechtfertigt, so die
Bewertung der Staatsanwälte.
In dem Kalender heiße es: „Die
Deutschen haben während des
II. Weltkrieges keinen Ver-
nichtungskrieg gegen andere
geführt; sie haben um ihr Über-
leben, um ihr Sein gekämpft.
Schon gar nicht haben sie die-
sen Krieg begonnen.“

Auf Seite 358 des Jahres-
planers wird nach Überzeu-
gung der Behörde selbst Adolf
Hitler glorifiziert und rehabi-
litiert, indem dort – neben
einem Porträtbild – ausge-
führt wird, Hitler habe sich „im
Dienste Deutschlands, ja letzt-

lich wohl auch Europas, voll-
ständig aufgerieben“. Der für
den Kalender als mitverant-
wortlich geltende Angeklagte
Burkhart W. ist in den Augen
der Sprecherin des Recher-
che-Kollektivs (die anonym
bleiben möchte) ein rechtsex-
tremer Intellektueller, der in
dem kleinen, als elitär bezeich-
neten „Thule-Seminar“ eine
zentrale Rolle spielt.

Beim Thule-Seminar han-
delt es sich um eine „rechts-
extremistische Gemeinschaft“,
die aber „im hiesigen Bereich
keine große Bedeutung hat“,
heißt es dazu vom Bielefelder
Staatsschutz.

Tatsächlich scheint das laut
Antifa 1980 in Kassel gegrün-
dete Thule-Seminar eine eher
kleine Gruppe älterer Herr-
schaftenzusein,die inderrech-

ten Szene aber noch immer
Einfluss genießt, wie es heißt.
Vordenker und Gründer die-
ser „Forschungs- und Lehrge-
meinschaft für die indoeuro-
päische Kultur“ ist der rechts-
extreme französische Publizist
Pierre Krebs (73), den es vor
Jahrzehnten nach Deutsch-
land zog. Krebs gilt als Vertre-
ter der „Neuen Rechten“, er ist
ebenfalls in Fritzlar angeklagt.

In dem Taschenkalender,
der 2016 auf den Index für ju-
gendgefährdende Schriften ge-
setzt wurde und der damals of-
fenbar zum bisher letzten Mal
erschienen ist (in einer Aufla-
ge von 1.000 Exemplaren),
werde auch an Geburtstage von
NS-Funktionären und Nazi-
Idolen erinnert, heißt es.

Die Richterin am Amtsge-
richt Fritzlar vermochte den

„subjektiven Tatbestand der
Volksverhetzung“ in dem Ka-
lender „Mars Ultor“ erst nicht
zu erkennen, wie sie sagte. Sie
lehnte die Eröffnung des Ver-
fahrens im November 2019 ab.
Die Staatsanwaltschaft Kassel
wandte sich umgehend an die
höhere Instanz und bekam im
März 2020 vor dem Landge-
richt Kassel Recht. Die Rich-
ter hielten es für „hinreichend
wahrscheinlich, dass die An-
geklagtender ihnenzur Last ge-
legten Vergehen schuldig ge-
sprochen werden“, so das
Landgericht. In Fritzlar soll der
Prozess nun voraussichtlich im
März 2021 beginnen. Die Su-
che nach einem Termin und
einem geeigneten Gerichtssaal
sei wegen der Corona-Pande-
mie nicht so einfach, heißt es.

W. mag sich zu all dem nicht
gern öffentlich äußern. Zwar
wurde er in OWL bei Anti-Co-
rona-Demos gesehen – neben
Gleichgesinnten wie jenem
Ehepaar aus Detmold, das sich
durch Engagement bei der seit
2009 verbotenen „Heimattreu-
en Deutschen Jugend“ einen
Namen in der rechten Szene
machte. Kontaktversuchen
dieser Zeitung geht er aber aus
dem Weg. „Ich spreche nicht
mit Ihnen darüber, grundsätz-
lich“, sagte er telefonisch.

Unschuldsvermutung
¥ Burkhard W.s Detmol-
der Anwalt Hendrik
Schnelle, der als Rechts-
beistand eines Dortmun-
der Neonazis – des „Brief-
freundes“ von NSU-Terro-
ristin Beate Zschäpe – im
Düsseldorfer NSU-Aus-
schuss bekannt wurde,
wollte sich zu den Ankla-

ge-Vorwürfen nicht kon-
kret äußern. „Mein Man-
dant ist selbstverständlich
unschuldig, bis seine
Schuld bewiesen ist“, so
Schnelle. Weitere Stellung-
nahmen lehne er ab, „weil
der Mandant selber Kon-
takte zu Medienvertretern
ausnahmslos ablehnt.“

Anti-Corona-Demo in Paderborn: Burkhart W. (r.) protestierte mit anderen, die teils der rechten Szene zugerechnet werden. FOTO: JANSSEN

Oppositionsführer Kutschaty stellt Laschet ein Ultimatum
SPD im Landtag fordert einen Schulgipfel von der Landesregierung, sonst will sie selbst einen einberufen. Außerdem fordert sie

eine Regierungserklärung im Landtag zur Corona-Krise und finanzielle Hilfen für Gastronomie und Veranstaltungsbranche.

Lothar Schmalen

¥ Düsseldorf. Die SPD-Op-
position im Düsseldorfer
Landtag fordert von NRW-Mi-
nisterpräsident Armin Laschet
eine Regierungserklärung zur
Corona-Lage in der am 11. No-
vember beginnenden Plenar-
woche des Landesparlaments.
„Vom Ministerpräsidenten hat
man tagelang nichts gehört,
obwohl sich die Infektions-
zahlen dramatisch nach oben
geschraubt haben“, sagte Kut-
schaty in Düsseldorf.

Außerdem setzt Opposi-
tionsführer Thomas Kutscha-
ty ein Ultimatum für einen
„Schulgipfel“ mit Regierung,
Politik, Lehrer-, Eltern- und
Schülerverbänden. Wenn die
Landesregierung einen sol-
chen Schulgipfel nicht spätes-
tens in der Landtagssitzung am
11. November ankündige, wer-
de die SPD-Opposition selbst

einen solchen Gipfel einberu-
fen. Konkret forderte Kutscha-
ty, wie viele Lehrerverbände
auch, kleinere Lerngruppen in
den Schulen und damit ein rol-
lierendes System. Der Oppo-
sitionsführer kritisierte auch,
die schwarz-gelbe Landesregie-
rung habe zu spät 50 Millio-
nen Euro für die Anschaffung
von Lüftungsgeräten in Schu-
len bereitgestellt.

Kutschaty warf Regierungs-
chef Armin Laschet (CDU)
einen unsouveränen Umgang
mit der Corona-Krise vor. Des-
sen handeln sei von „situati-
ver Reaktionspolitik“ geprägt:
„Ein Schritt vor bei sinkenden
Infektionszahlen, zwei Schrit-
te zurück, wenn die Infek-
tionszahlen steigen.“

Kutschaty, der bekanntlich
Sebastian Hartmann von der
Spitze der Landes-SPD ver-
drängen will, sich nun aber
nach der erneute Verschie-

bung des Landesparteitags län-
ger gedulden muss, legte einen
Fünf-Punkte-Plan für die wei-
tere Corona-Krise vor. Neben
dem Schulgipfel gehören dazu
eine konsequentere Teststra-
tegie vor allem in Kitas, Schu-
len, Krankenhäusern und Al-
tenheimen, eine Entlastung der

kommunalen Gesundheitsäm-
ter und eine Entschädigung für
die Gastronomie und die Ver-
anstaltungsbranche. Wer de-
renGewerbefreiheiteinschrän-
ken, müsse auch für Entsor-
gungen sorgen, sagte Kutscha-
ty. Er schlug ein 815 Millio-
nen Euro umfassendes Ent-
schädigungsprogramm vor.
Das entspreche zwei Prozent
des Umsatzes, den die beiden
Branchen in NRW zuletzt er-
zielt hätten.

Ein weiterer Punkt: Neue
Warnstufen mit strengeren
Maßnahmen, jenseits von 35
und 50 Neuinfektionen, ge-
rechnet auf 100.000 Einwoh-
nern in sieben Tagen, seien
überfällig. Inzwischen gibt es
tatsächlich in NRW nur noch
drei Kreise (Paderborn, Soest
und Euskirchen), die unter-
halbeiner7-Tage-Inzidenzvon
50 lägen. „Der dunkelrote Be-
reich auf der Karte muss nä-

her ausgeleuchtet werden“, so
der Oppositionsführer.

Er habe von der Landesre-
gierung erwartet, dass sie mehr
mit der Öffentlichkeit über die
Gefahren des Virus im Aus-
tausch geblieben wäre, sagte
der frühere NRW-Justizminis-
ter. Seit Inkrafttreten der ers-
ten Corona-Schutzverord-
nung am 23. März sei sie 27
Mal verändert worden. „Wer
soll da noch durchblicken?“,
fragte der Politiker aus Essen.

Die Debatte über die Coro-
na-Entscheidungen der Lan-
desregierung gehöre wieder
mehr ins Parlament, sagte Kut-
schaty. Zuletzt habe Laschet im
Juni über die Corona-Pande-
mie im Düsseldorfer Landtag
gesprochen. „Seit fünf Mona-
ten Funkstille des Minister-
präsidenten im Parlament, hier
in der Herzkammer der De-
mokratie. Das ist bundesweit
trauriger Rekord.“

SPD-Oppositionsführer Tho-
mas Kutschaty. FOTO: DPA

Auftragsmörder saß in
Bielefelder Gefängnis
In Berlin läuft der Prozess gegen den Mann,

der auf Befehl Putins eiskalt getötet haben soll.

Lukas Brekenkamp

¥ Bielefeld/Berlin. Am hell-
lichten Tage soll er einen
Tschetschenen mit georgi-
schen Wurzeln im Berliner
Kleinen Tiergarten eiskalt er-
schossen haben. Der Ver-
dacht: Ein Auftrag der russi-
schen Regierung könnte da-
hinterstecken. Aktuell steht in
dem aufsehenerregenden Fall
in Berlin ein 55-Jähriger we-
gen Mordes vor Gericht. Was
bisher jedoch kaum jemand
weiß: Der 55-Jährige wurde in
der Justizvollzugsanstalt Bie-
lefeld untergebracht. Doch
wieso?

Rückblick – Ende August in
Berlin. Es war Mittagszeit, als
sich das spätere Opfer in der
Berliner Parkanlage Kleiner
Tiergarten aufhielt. Plötzlich
muss sich ein Fremder auf
einem Fahrrad genähert ha-
ben – und drückte aus nächs-
ter Nähe drei Mal mit einer
schallgedämpften Pistole ab.
Das Opfer – ein Tschetschene
mit georgischen Wurzeln –
starb durch zwei Kopfschüsse.
Der mutmaßliche Täter soll auf
einem Fahrrad geflüchtet,
schließlich aber in Tatortnähe
festgenommen worden sein.
Bei dem Mann handelt es sich
um Vadim K., der unter fal-
schem Namen nach Deutsch-
land eingereist war.

Im Laufe der Ermittlungen
kam ein heftiger Verdacht auf.
Denn hinter dem Mordan-
schlag soll sich ein Auftrag der
russischen Regierung verber-

gen. Das Mordopfer hatte zu-
vor im Zweiten Tschetsche-
nienkrieg gegen Russland ge-
kämpft. Russland stufte ihn als
Terrorist und Mitglied der ter-
roristischen Vereinigung
„Kaukasisches Emirat“ ein.

Der mutmaßliche Mörder
saß in einem Berliner Gefäng-
nis in Untersuchungshaft.
Doch mehrere Medien berich-
teten Anfang Dezember 2019,
dass es Pläne für einen Mord-
anschlag auf Vadim K. geben
soll. Die ARD berichtete, dass
es Warnungen vor einer mög-
lichen Ermordung des mut-
maßlichen Täters in der Haft
gab – initiiert durch staatliche
Stellen in Russland.

Gesucht wurde also eine si-
chere Unterbringung, um ihn
vor möglichen Racheangriffen
oder anderen Anschlägen zu
schützen. Wie aus gut infor-
mierten Kreisen zu erfahren
war, wurde diese in Bielefeld
gefunden.

Der 55-Jährige saß nach In-
formationen dieser Redaktion
mehrere Monate in dem Bie-
lefelderGefängnis;konkretvon
Februar bis September dieses
Jahres. Mittlerweile wurde er
zurück nach Berlin verlegt.
Denn dort läuft seit etwa drei
Wochen der Prozess gegen den
Mann. Die Generalbundesan-
waltschaft hatte ihn im Juni an-
geklagt. Auch in der Anklage-
schrift ist die Rede von einem
Auftragsmord, initiiert von der
„staatliche Stellen der Zentral-
regierung der Russischen Fö-
deration“.

SymbolischeHinrichtung:
Vorfall ist „widerwärtig“
Strafrechtliche Relevanz der aufgehängten Puppe
mit der Aufschrift „Covid-Presse“ wird geprüft.

¥ Bielefeld (epd/nw). Die
Staatsanwaltschaft Bielefeld
prüft derzeit die strafrechtli-
che Relevanz der am Wochen-
ende entdeckten aufgeknüpf-
ten Schaufensterpuppe mit
dem Pappschild „Covid-Pres-
se“. Die Puppe, die in der Nacht
zum Samstag in Minden an
einer Fußgängerbrücke hän-
gend gefunden wurde, sei als
Beweismittel sichergestellt
worden, teilte eine Sprecherin
der Polizei Bielefeld mit.

Die Bundesregierung warn-
te vor einer „Atmosphäre der
Verachtung und des persönli-
chen Angriffs“. Regierungs-
sprecher Steffen Seibert be-
zeichnete den Vorfall als „wi-
derwärtig“. Der Vorfall zeige
ein Denken, „dem wir uns ge-
meinsam entgegenstellen müs-
sen“, sagte der Regierungsspre-
cher am Montag in Berlin. Al-

le müssten aufpassen, dass
nicht bestimmte Gruppen wie
Presseleute oder Wissenschaft-
ler verhöhnt würden. Achim
Post, SPD-Bundestagsabge-
ordneter für den Wahlreis
Minden-Lübbecke, erklärte:
„Die symbolische Hinrich-
tung ist mehr als eine Ge-
schmacklosigkeit. Es ist ein di-
rekter Anschlag auf unsere De-
mokratie und sie tragende Säu-
len wie die Pressefreiheit.“

Ein Foto der Schaufenster-
puppe, die einen Mundschutz
mit der Aufschrift „blind“ trug,
war über die sozialen Netz-
werke verbreitet worden. Am
Samstag hatte die Initiative
„Querdenken 571“ in der Min-
dener Innenstadt gegen Coro-
na-Maßnahmen demons-
triert. Ob ein Zusammenhang
mit dem Vorfall an der Brü-
cke besteht, ist bislang unklar.

NRW-Justizminister
in Quarantäne

¥ Düsseldorf (lnw). Wegen
eines positiven Corona-Tests
in seinem dienstlichen Um-
feld ist NRW-Justizminister
Peter Biesenbach (CDU) in
häuslicher Quarantäne. Als
Kontaktperson ersten Grades
sei für den Ressortchef vom zu-
ständigen Gesundheitsamt
eine Quarantäne bis 3. No-
vember vorgesehen, sagte eine
Ministeriumssprecherin. Bie-
senbach sei symptomfrei und
könne vom Homeoffice aus
arbeiten.

Bei der positiv getesteten
Person handelt es sich den An-
gaben zufolge um einen en-
gen Mitarbeiter Biesenbachs.
Der Infizierte habe sofort alle
Kontaktpersonen informiert.

Es seien „einige Mitarbeiter“
desMinisteriumsbetroffen,die
sich zunächst in freiwillige
Quarantäne begeben hätten.

Biesenbachs vorsorgliche
Quarantäne hat nach Anga-
ben der Staatskanzlei keine
Auswirkungen auf die Sitzung
des Landeskabinetts in dieser
Woche.

NRW-Justizminister Peter Bie-
senbach (CDU). FOTO: DPA
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